
In diesen Tagen veröffentlichen un-
sere Parteien ihre Programme für
die Zeit nach der Wahl. Wie finan-

ziert werden soll, was jetzt verspro-
chen wird, ist nicht immer klar. Einige
Parteien, wie z.B. CDU/CSU und FDP,
glauben sogar, Steuersenkungen ver-
sprechen zu können, trotz hoher
Staatsschulden. Wie das gehen soll?
Die Mehrwertsteuer wird erhöht. Erin-
nern wir uns an die letzte Wahl: Die
Union warb für eine Erhöhung von 2
Punkten, also von 16 auf 18 Prozent.
Die SPD bezeichnete die Erhöhungs-
absicht als „Merkelsteuer“. Nach der
Wahl waren es dann nicht nur 2 son-
dern 3 Prozentpunkte.

Eigentlich ein tolles Stück. Aber ich
bin dessen sicher, das Stück wird nach
der Wahl noch einmal aufgeführt. Da-
für sprechen einige Indizien. Ein poli-
tisches Indiz: die freimütigen Verspre-
chungen, allerlei andere Steuern zu
senken. Außerdem wiederholte Erklä-
rungen aus der Wissenschaft: So wirbt
etwa der Präsident des Deutschen In-
stituts für Wirtschaftsforschung Klaus
Zimmermann schon seit Längerem
auffallend beständig für eine Erhö-
hung der Mehrwertsteuer auf 25 Pro-
zent. „Die höhere Mehrwertsteuer
kommt“ schrieb er in der FAZ vom 3.
Juni und dann wieder bei Spiegel-On-
line vom 27. Juni. Auch andere Ökono-
men und Politiker wie Ministerpräsi-
dent Öttinger werben für eine höhere
Mehrwertsteuer. Trotz aller Dementis
von Seiten der Bundeskanzlerin wird
diese Erhöhung vermutlich kommen. 

Das ist nicht nur eine weitere unso-
ziale Tat, weil die Erhöhung der Mehr-
wertsteuer jene Familien voll trifft, die
ihr Einkommen ausgeben müssen, um
über die Runden zu kommen. Die wei-
tere Verschiebung der Steuerlast auf
die Mehrwertsteuer verletzt zusätzlich
die ansonsten so hoch gehaltenen
Prinzipien einer funktionierenden
Marktwirtschaft. 

Nach dieser Theorie der Marktwirt-
schaft sind Steuern das Entgelt für öf-
fentliche Leistungen. Wenn in die Pro-
duktion eines Gutes öffentliche Leis-
tungen eingehen – das dürfte die Regel
sein –, dann ist es zur Optimierung
zwingend erforderlich, entsprechende
Steuern oder Abgaben zu erheben. 

Es ist zum besseren Verständnis –
hier wie in anderen Fällen auch – sinn-
voll, sich die Vorgänge in einer Volks-
wirtschaft in realen Größen und nicht
in Geldströmen vorzustellen. Konkret:
In die Produktion eines großen Betrie-
bes wie beispielsweise der Tognum AG
in Friedrichshafen oder – in meiner Re-
gion – der BASF in Ludwigshafen flie-
ßen ähnlich wie beim Handwerker
oder Einzelhändler öffentliche Leis-
tungen ein: die Verwaltungsleistungen
der Stadt und des Umlands, die Arbeit
der Polizei, die Leistungen des staat-
lich geförderten Nahverkehrs; die Un-
ternehmen greifen auf die Vorleistun-
gen der staatlichen Bildungseinrich-
tungen zurück, also auf Leistungen des
Landes, der Gemeinden und der Land-
kreise. Die Vorprodukte werden auf
Straßen, auf der Schiene oder im Falle

Ludwigshafens auf dem Rhein ans
Werk transportiert; die Fertigprodukte
gehen auf gleiche Weise an die Kunden
– immer mit Unterstützung der öffent-
lichen Hände. 

Es ist selbstverständlich nicht nur
gerecht, sondern ökonomisch sinn-
voll, dass die Unternehmen, im kon-
kreten Fall z.B. die BASF, diese öffent-
lichen Leistungen mit Steuerzahlun-
gen und Abgaben entgelten. Wenn die
Zahlungen ungefähr dem Wert der
Leistungen entsprechen, kann man
von einer optimalen Allokation spre-
chen.

Wenn nun, wie von Zimmermann
und anderen gefordert, der Anteil der
Mehrwertsteuer am Steueraufkom-
men weiter zu Lasten der Mehrwert-
steuerzahler und zu Gunsten der Zah-
ler von direkten Steuern wie Einkom-
mens-, Gewerbe-, Vermögens- und
Körperschaftsteuer erhöht wird, dann
wird die exportorientierte Wirtschaft
tendenziell entlastet und die für den
Binnenmarkt arbeitende Wirtschaft
tendenziell mehr belastet. Die Mehr-
wertsteuer wird nämlich beim Export
rückerstattet. Das heißt im konkreten
Beispiel: Die BASF mit ihrem hohen
Exportanteil wird entlastet, die Hand-
werker und die anderen für den heimi-
schen Markt arbeitenden Gewerbe-
treibenden und selbstverständlich ih-
re Kunden, die Konsumenten, werden
tendenziell mehr belastet. Die Export-
wirtschaft kommt also nicht mehr voll
für die Leistungen auf, die die öffentli-
chen Hände zu Gunsten der Produkti-
on dieser Unternehmen erbringen.
Die Handwerker, die Einzelhändler
und die Industrie mit Schwerpunkt
Binnenmarkt schultern einen größe-
ren Teil der gesamten Steuerlast. Sie
übernehmen Belastungen, die die Ex-
portwirtschaft bei einer weiteren Ver-
schiebung in Richtung Mehrwertsteu-
er loswird. 

In Deutschland wird eine solche Ver-
schiebung offensichtlich unter dem
Eindruck der Verherrlichung des Ex-
portes und der starken Lobby der Ex-
portindustrie für richtig erachtet. Die
Bundeskanzlerin misst den Erfolg ih-

rer Politik erklärtermaßen auch daran,
dass Deutschland Exportweltmeister
bleibt, beziehungsweise wieder wird.
Das ist ein ziemlich merkwürdiges
Ziel, weil es Ziel einer verantwortungs-
vollen Politik eigentlich nur sein kann,
auf Dauer ausgeglichene Leistungsbi-
lanzen zu erreichen. Ein Wettbewerb
mit anderen Ländern um Leistungsbi-
lanzüberschüsse hat mit Vernunft we-
nig zu tun. Hinzu kommt überdies,
dass Leistungsbilanzüberschüsse auf
Dauer zu erzielen, bedeutet, dass man
auf den realen Nutzen von hart erar-
beitetem Wohlstand verzichtet. Von
Krediten an die amerikanische Volks-
wirtschaft, was aus Leistungsbilanz-
überschüssen folgt, werden wir nicht
satt. Wir essen auch keine Dollarnoten.

Zur praktischen Konsequenz dieser
Überlegungen: In der jetzigen Situati-
on ist die weitere Entlastung der Ex-
portwirtschaft und die zusätzliche Be-
lastung der Binnenwirtschaft falsch –
konjunkturpolitisch, sozialpolitisch
und wegen der falschen Allokation.
Vielleicht sollte sich der Präsident des
Deutschen Instituts für Wirtschafts-
forschung ein bisschen Fortbildung
gönnen. Sowohl der Wissenschaft als
auch dem Ergebnis marktwirtschaftli-
cher Prozesse in Deutschland täte die
Wiederentdeckung der Theorie von
den Marktprozessen und der optima-
len Allokation jedenfalls gut.
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Albrecht Müller
war unter den
Bundeskanzlern
Willy Brandt und
Helmut Schmidt
Leiter der Pla-
nungsabteilung des
Bundeskanzler-
amtes. Der Volks-
wirt arbeitet heute
als freier Autor. Am
21. August er-
scheint sein neues
Buch „Meinungs-
mache“. 

Zinstipp

Advanzia-Bank [1,2] 2,30 115,55
Amsterdam-Trade [1,2] 2,25 112,50
Wüstenrot [1] 2,22 111,31
Ziraat-Bank Stuttgart [1] 2,05 102,76
Oyak-Anker-Bank 2,00 100,25
PSD RheinNeckarSaar [1] 1,77 88,70
Sparda-Bank BW [1] 1,55 77,65
Norisbank 1,50 75,14
Mercedes-Benz Bank [1] 1,30 65,18
1822 direkt 1,30 65,11
Dresdner Bank 1,00 50,00
Schlechtester Anbieter 0,18 9,00

Tagesgeld  10.000 Euro Anlagebetrag
Ertrag* nach

Zinsen 6 Monaten
Anbieter in % in Euro

Faxabruf
1 Minute=1,24 Euro/3 Seiten 09001…
Baugeld Banken . . . . . . . . . . . 74 98 80 80 21
Ratenkredite . . . . . . . . . . . . . . 74 98 80 82 21
Tagesgeld . . . . . . . . . . . . . . . . 74 98 80 83 21
Sparbriefe . . . . . . . . . . . . . . . . 74 98 80 84 21
Festgeldanlage . . . . . . . . . . . . 74 98 80 85 21
Geldanlage-Offerten. . . . . . . . 74 98 80 86 21
Fonds-Übersichten . . . . . . . . 74 98 80 17 21

Quelle: biallo.de

*Anzahl der Zinstermine berücksichtigt; 
[1] Online-Tagesgeld, [2] Einlagensicherung:
100%  bis 100.000 Euro pro Person

Für alle SÜDKURIER-
Abonnenten kostenlos
zum Herunterladen
unter: www.suedkurier.de/
abovorteil-tipp

Trend:         leicht fallend

Wiesbaden (dpa) Die Wirtschaftskrise
und niedrigere Ölpreise lassen die
Preise in Deutschland erstmals seit
1987 sinken. Im Juli lagen die Verbrau-
cherpreise um 0,5 Prozent unter dem
Vorjahresniveau. Allerdings fiel das
Minus nicht ganz so stark aus wie zu-
nächst von den Statistikern mit minus
0,6 Prozent berechnet. Volkswirte
prognostizieren bis Herbst weiterhin
Preisrückgänge. Gegenüber dem Vor-
monat Juni blieben die Preise stabil,
auch diese Zahl korrigierten die Statis-
tiker leicht nach oben.

Ein wichtiger Grund für den Preis-
rückgang sind die gesunkenen Ölprei-
se. Kostete ein Fass Rohöl vor einem
Jahr noch den Rekordpreis von knapp
150 Dollar, so ist es jetzt mit 71 Dollar
weniger als die Hälfte wert. Die Rezes-
sion hat die Nachfrage sinken lassen.
Für leichtes Heizöl mussten Verbrau-
cher im Juli 44,7 Prozent weniger zah-
len als vor einem Jahr, für Benzin und
Diesel 20 Prozent. Nur Strom wurde
um 6,6 Prozent teurer.

Auch Lebensmittel wurden etwas
günstiger (minus 2,4 Prozent), nach-
dem sie im Juni noch über dem Vor-
jahreswert gelegen hatten. Vor allem
Milchprodukte wie Quark, Vollmilch
und Butter waren um bis zu 25 Prozent
günstiger zu haben, ebenso wie Ge-
müse und Obst. Fisch, Fleisch und Sü-
ßigkeiten verteuerten sich dagegen.
Teurer wurden auch Pauschalreisen
und Tabakwaren.

Würde man Energie und Lebens-
mittel ausklammern, so wären die Ver-
braucherpreise im Julie um 1,4 Pro-
zent gestiegen. 

Preise
sinken

Im Juli Minus von 0,5 Prozent

Andrew Hall ist das, was man aus
Sicht des von der weltweiten Fi-
nanzkrise schwer gebeutelten

Kleinanlegers als perfektes Feindbild
betrachten würde. Mit massiven spe-
kulativen Termin-Geschäften trugen
der 58jährige und seine Handelskolle-
gen der Citigroup-Tochter Phibro nach
Expertenansicht dazu bei, den Ölpreis
zeitweise in Rekordhöhen zu treiben –
was nicht nur in den USA, sondern
auch in Europa an den Zapfsäulen zu
spüren war.

Doch die riskanten Wetten lohnten
sich sowohl für Citigroup wie auch für
Hall. Während die meisten Sparten der
Bank rote Zahlen schrieben, standen
für die Rohstoffhändler mehrere hun-
dert Millionen Dollar Gewinn im letz-
ten Geschäftsjahr in den Büchern. Der
gutbezahlte Hall kann sich deshalb ei-
nen entsprechend aufwendigen Le-
bensstil leisten: Eine Luxusvilla im US-
Bundesstaat Connecticut. Eine Samm-
lung zeitgenössischer Kunstwerke, die
mehr als 4000 wichtige Exemplare um-
fasst. Und das bis 2006 dem deutschen
Neo-Expressionisten Georg Baselitz
gehörende mittelalterliche Schloss
Derneburg in Niedersachsen. Spekula-
tionskünstler Hall kaufte das nahe Hil-
desheim liegende Bauwerk Baselitz ab
und will dort zukünftig seine Samm-
lung unterbringen.

Wenn sich von morgen an nun Ken-
neth Feinberg, der „Bonus-Kontrol-
leur“ des Weißen Hauses, mit den vor-
gelegten Sonderzahlungswünschen
von sieben großen US-Finanzinstitu-
ten befasst, die von staatlichen Milliar-
denhilfen profitierten und nun den
heißen Atem der Regulierer im Nacken
spüren, steht der Name von Andrew
Hall ganz oben auf der Liste von meh-
reren hundert namentlich genannten
Topverdienern. Denn er ist der „100-
Millionen-Dollar-Mann“ – ein gewief-
ter Investmentprofi, der seinem Ar-
beitgeber in den letzten fünf Jahren auf
dem Ölsektor Nettogewinne von 5 Mil-
liarden Dollar eingebracht hat und
dessen Vertrag einen 100 Millionen
Dollar-Jahresbonus vorsieht.

Doch Citigroup ist einer jener Kon-
zerne, der durch Steuer-
zahlermittel in Höhe von
45 Milliarden Dollar zum
Höhepunkt der Finanz-
krise gerettet wurde. Und
nun stellt sich für Obama
und Co. eine besonders
pikante Frage: Ist es ver-
antwortbar, die besten
Manager dieser Konzerne
fürstlich zu belohnen?
Oder setzt man den Rotstift ausgerech-
net bei jenen an, die mit ihrem Ge-
schick derzeit auch dazu beitragen,
dass sich die Institute wieder aus dem
Schulden-Keller nach oben bewegen?

Was bislang zu dieser brisanten The-

matik aus dem Weißen Haus drang,
war vor allem von Zurückhaltung ge-
prägt. „Die Vergütung darf nicht dazu
führen, dass Manager extreme Risiken
eingehen“, so ein Sprecher von Ge-

haltskontrolleur Feinberg,
„aber sie muss auch eine
Belohnung sein und an-
spornen“. Berater von
Präsident Obama geben
allerdings mit Blick auf
den Vergütungsvertrag
von Andrew Hall im ver-
traulichen Kontakt mit
Medienvertretern die De-
vise aus, ein solch hoher

Bonus sei schlichtweg „verrückt“.
Wirtschafts-Nobelpreisträger Paul
Krugman, der regelmäßig in der „New
York Times“ kommentiert, fragt sich
zudem, ob der Staat derartige Spekula-
tionen überhaupt belohnen soll: „Es

fällt schwer“, sagt Krugman, „den so-
zialen Wert in dem zu sehen, was Hall
tut“.

Bankinsider verweisen jedoch da-
rauf, dass es dem Konzern kaum gelin-
gen dürfte, den Öl-Händler weiter un-
ter Vertrag zu halten, wenn das Bonus-
Versprechen nicht erfüllt wird. „Die
Konkurrenz steht Gewehr bei Fuß“,
heißt es bei Citigroup. Dort arbeitet
man derzeit mit Hochdruck an einer
Lösung, die dem Konzern und Hall ge-
recht werden soll – wie einer mögli-
chen Abspaltung der Tochtergesell-
schaft, um dem Zugriff Feinbergs zu
entgehen. Denn dieser hat nun erst-
mals die Möglichkeit, bei allen staat-
lich geförderten US-Banken die Vergü-
tungs-Pakete für die Spitzenverdiener
zu korrigieren.

F R I E D E M A N N  D I E D E R I C H S

Obamas Finanzkontrolleure und ein Problem: Welche Vergütung steht Bankmanagern zu?

Die 100-Millionen-Dollar-Frage

Mit einem Jahresbonus von 100 Millionen Euro lässt sich so einiges anschaffen
– zum Beispiel das Schloss Derneburg in Derneburg (Landkreis Hildesheim),
das seit 2006 dem Citigroup-Rohstoffhändler Andrew Hall gehört. B I L D :  D P A  

Großverdiener Andrew Hall 

„Die Vergütung darf
nicht dazu führen,
dass Manager ex-
treme Risiken
eingehen.“

Ein Sprecher des staatli-
chen Bonus-Kon-
trolleurs

ESCADA

Antrag auf Insolvenz
Der größte deutsche Luxusmode-
hersteller Escada muss nach einem
monatelangen Überlebenskampf
Insolvenz beantragen. Der Finanz-
plan zur Rettung des Unterneh-
mens sei gescheitert, teilte das
Unternehmen gestern Abend in
München mit. Der Vorstand be-
absichtige daher, noch in dieser
Woche einen Insolvenzantrag we-
gen unmittelbar drohender Zah-
lungsunfähigkeit zu stellen. Für den
heutigen Mittwoch sei eine Auf-
sichtsratssitzung geplant. Von der
Insolvenz sind rund 2300 Beschäf-
tigte betroffen. Der Luxusmode-
hersteller Escada kämpft seit Mona-
ten gegen den Untergang. Zuletzt
hatte das Unternehmen versucht,
die Pleite durch den Umtausch
einer Anleihe abzuwenden und sich
damit von einem großen Teil seiner
Schuldenlast zu befreien. (dpa)

MITTELSTAND

Stimmung steigt
Die Stimmung im deutschen Mittel-
stand hellt sich laut einer Studie
auf. Eine bessere Konjunktur in den
nächsten sechs Monaten erwartet
inzwischen fast ein Drittel der
mittelgroßen Unternehmen, wie
aus einer in Berlin vorgestellten
Umfrage der Wirtschaftsprüfgesell-
schaft Ernst & Young hervorgeht. Zu
Jahresbeginn waren es nur 4 Pro-
zent. Eine weitere Verschlechterung
befürchten nun 27 Prozent, nach-
dem es im Januar noch 82Prozent
waren. Für die eigene Firma er-
kennen jetzt 29 Prozent bessere
Geschäftsaussichten (Januar: 16
Prozent), pessimistisch sind noch
12 Prozent (36 Prozent). Befragt
wurden den Angaben zufolge im
Juli bundesweit 700 Firmen mit 30
bis 2000 Beschäftigten. (dpa)

EINZELHANDEL

Umsatz geht zurück

Die Einzelhändler in Baden-Würt-
temberg kämpfen mit schwinden-
den Umsätzen. Im ersten Halbjahr
2009 seien die Umsätze real, das
heißt unter Berücksichtigung der
Preisentwicklung, gegenüber der
gleichen Vorjahreszeit um 1,2 Pro-
zent gesunken, teilte das Statisti-
sche Landesamt in Stuttgart mit. Im
Juni schrumpften die Erlöse real um
1,0 Prozent. Bundesweit lag dieser
Wert um 1,6 Prozent unter dem
entsprechenden Vorjahresniveau.
Der Südwest-Einzelhandel mit
Lebensmitteln, Getränken und
Tabakwaren ging im Juni um 1,6
Prozent zurück. Die Supermärkte,
SB-Warenhäuser und Verbraucher-
märkte verzeichneten ein Minus
von 2,0 Prozent. (dpa)

N A C H R I C H T E N

Frankfurt/Berlin (dpa) Mitten in der
Hauptreisezeit hat ein Pilotenstreik
bei der zweitgrößten deutschen Flug-
gesellschaft Air Berlin zu einzelnen
Verspätungen geführt. Der am Diens-
tagmittag begonnene Ausstand bei
der Konzerntochter LTU sollte zehn
Stunden bis 21.30 Uhr dauern, wie die
Vereinigung Cockpit in Frankfurt mit-
teilte. Betroffen waren die Flughäfen
Düsseldorf, München, Berlin-Tegel
und Frankfurt. Das Unternehmen kri-
tisierte die Aktion als rechtswidrig. Der
Flugplan sollte trotzdem sichergestellt
werden, da streikende Piloten durch
Kollegen der Muttergesellschaft er-
setzt werden konnten, wie ein Spre-
cher sagte. Air Berlin bot betroffenen
Gästen kostenlose Stornierungen oder
Umbuchungen an. Hintergrund ist ein
seit Monaten schwelender Tarifstreit
um die Eingliederung der im Jahr 2007
gekauften Düsseldorfer LTU. 

LTU

Pilotenstreik in
Hauptreisezeit
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